
 

 

Zu I -Einleitung 
In der Einleitung sollte betont werden, dass die Erreichung und Bewahrung des günsti-

gen Erhaltungszustands die durch EU-Recht vorgegebene Bedingung jeglichen Be-

standsmanagements ist. Die Formulierung des §22d (2) BJagdG, dass der Management-

plan „darauf auszurichten ist, die Vereinbarkeit der Jagd mit der Aufrechterhaltung eines günsti-

gen Erhaltungszustands zu gewährleisten“ wird der FFH-Richtlinie nicht gerecht. Vielmehr 

muss der Managementplan den günstigen Erhaltungszustand zwingend sicherstellen. 

Zum Wildtiermanagement gehört neben der Aufklärung für Weidetierhaltung und 

Jagd auch die Bereitstellung von Informationen für die Öffentlichkeit, sowie die Förde-

rung präventiver Schutzmaßnahmen. Beinhaltete der bisherige hessische Wolfsma-

nagementplan noch umfangreiche Ausführungen zu den Handlungsfeldern „Wolf und 

Mensch“, „Wolf und Nutztiere“, „Informationsangebote für Nutztierhalterinnen und -

halter“, „Wolf und Hund“, „Kommunikation und Bildung“, so fehlen all diese wichti-

gen Aspekte im neuen Entwurf. Es handelt sich bisher praktisch ausschließlich um ei-

nen Plan zum Abschuss von Wölfen. Zu den zentralen Säulen eines jeden Wildtierma-

nagements gehört essenziell ein fachlich hochwertiges Monitoring. Dies wird am Ende 

des Managementplans auch erwähnt, findet in der Einleitung jedoch keine Berücksich-

tigung. Dies müsste geändert werden.  

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird dringend eine fortlaufende, hierarchische Ka-

pitelnummerierung empfohlen. 

 

Zu A – Allgemeines 

II Rechtliche Grundlage – Bestandsregulierung über Abschusspläne 
Der Managementplan soll den „Rechtscharakter einer Verwaltungsvorschrift ohne Außenwir-

kung“ haben. Aus dem Wortlaut des BJagdG ergibt sich jedoch, dass Managementpläne 

nach § 22d (2) BJagdG beklagt und gerichtlich überprüft werden können. 
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Im Managementplan ist unklar formuliert, ob die Abschlusspläne (= Allgemeinverfügung) öffentlich gemacht wer-

den. Die Aussage, sie seien „nach den Vorgaben des Verfahrensgesetzes bekannt zu machen“ ist unklar.  

Die Ankündigung in B I 1. „Die Abschlusspläne werden den Jagdausübungsberechtigten bekannt gegeben“ reicht 

nicht aus. Da es sich um eine geschützte Art handelt, müssen die Abschusspläne den Naturschutzverbänden zu-

gänglich gemacht werden. Eine optionale FFH-Verträglichkeitsprüfung der Abschusspläne („bei ihrer Erstellung kann 

eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erforderlich sein“) wird den Anforderungen der FFH-Richtlinie nicht gerecht: Nach Ar-

tikel 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie unterliegen Pläne wie Projekte der Pflicht der FFH-Verträglichkeitsprüfung. Auch 

ist eine SUP erforderlich, wenn Pläne voraussichtlich Auswirkungen auf Natura2000-Gebiete haben und eine Prü-

fung nach Artikel 6 der FFH-Richtlinie nicht ausgeschlossen werden kann.  

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung muss also nicht erst (evtl.) für den Abschussplan, sondern bereits für den Wolfs-

Managementplan erfolgen. Insbesondere auch, da der Managementplan auch die Entnahme von Schadenswölfen 

ohne Abschussplan regeln soll. Deutschland hat bisher ein ganz erhebliches Umsetzungsdefizit in Bezug auf die 

Ausweisung von FFH-Gebieten mit dem Erhaltungsziel Wolf. Da auch in Hessen bisher in keinen FFH-Gebieten 

Wölfe als Erhaltungsziel aufgenommen wurden, muss im Rahmen der landesweiten FFH-Verträglichkeitsprüfung 

geklärt werden, ob sich der Erhaltungszustand der lokalen Population in Hessen (3 Rudel) durch Abschüsse ver-

schlechtert. Es bedarf einer wissenschaftlich abgesicherten Prognose, über die Auswirkungen der Jagd auf den Er-

haltungszustand. Im aktuellen Monitoring-Bericht nach Art. 17 FFH-RL wurde der Erhaltungszustand für das Bun-

desland Hessen nicht bewertet („n.b.“) (HLNUG 2025). Aus dem Vorsorgeprinzip gem. Art. 191 Abs. 2 AEUV folgt, 

dass bei Ungewissheit über die Auslegung der Daten im Zweifel ein ungünstiger Erhaltungszustand angenommen 

werden muss (vgl. EuGH, 29.7.2024, C-436/22 (ASCEL), Rn. 72). 

Es fehlt im Managementplan-Entwurf auch die Nennung von Ausschlussgebieten: Nationalparke und Naturschutz-

gebiete, die eigene Rechtsverordnungen nach BNatSchG haben. Hier wäre eine Jagd nur im Zuge einer Befreiung 

möglich. Auch muss das Defizit geschlossen werden, dass der Wolf in Hessen bisher weder in den Natura 2000-

Verordnungen der FFH-Gebiete als Erhaltungsziel genannt noch in den Standard-Datenbögen als signifikantes Vor-

kommen aufgeführt wurde. Es müssen für Hessen zahlreiche FFH-Gebiete benannt werden, in denen der Wolf 

künftig geschützt wird und im günstigen Erhaltungszustand gehalten werden kann. Hierfür wären FFH-Gebiete 

mit aktuellen Wolfsvorkommen, waldreiche FFH-Gebiete und ehemalige Truppenübungsplätze besonders geeig-

net. Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung zur Wolfsjagd ist im Übrigen auch für Gebiete notwendig, die bezogen auf 

die Art Wolf als potenzielle FFH-Gebiete anzusehen sind. 

Zu den einzelnen Kategorien des Wolfsabschusses, die im BJagdG eröffnet und in Kapitel B aufgezählt werden, 

nehmen wir im Folgenden dezidiert Stellung. An dieser Stelle jedoch schon der grundsätzliche Hinweis, dass im 

vorliegenden Entwurf des Managementplans nicht erörtert wird, wie genau der Plan sicherstellt, dass der Erhal-

tungszustand trotz Jagd erhalten bleibt. Hierfür benötigt die es die Abstimmung mindestens mit den anderen 

Bundesländern der kontinentalen biogeografischen Region, eher aber noch mit allen Bundesländern. Zudem wird 

nicht erläutert, wie Hessen der laut dem EuGH bestehenden Verpflichtung nachkommt, auch den lokalen Erhal-

tungszustand zu erreichen und zu bewahren. Das grundlegende Ziel des Managementplans ist somit nicht erfüllt 

und macht diesen rechtlich angreifbar. 

IV Lebensweise, Gefährdungen und Schutzmaßnahmen 
Zu den wesentlichen Gefährdungsfaktoren zählen zudem prominent die illegale Tötung. Ob diese durch ein jagdli-

ches Management abnimmt, bleibt abzuwarten, es ist jedoch nicht davon auszugehen, wie Erfahrungen aus den 

Nordischen Ländern zeigen. Daher sollte dieser Gefährdungsfaktor aufgenommen werden. Zudem können auch 

Krankheiten und Seuchen für eine Tierart zum Problem werden, was in diesem Managementplan Berücksichti-

gung finden sollte. 

Zu den Schutzmaßnahmen zählt ebenfalls ein qualitativ hochwertiges Monitoring, da nur so überhaupt registriert 

werden kann, falls der Bestand zurück geht. 
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Zu B – Management Allgemeine Grundsätze 

 

I 1 Abschusspläne und Entnahmequote 
Das Ziel des Wolfsmanagements, „die Erhaltung …. dem Naturraum angepasste Wolfsbestände“ ist unbestimmt formu-

liert, da sich nirgendwo eine quantitative Angabe findet, wie viele Wolfs-Rudel als den hessischen Naturräumen 

angepasst angesehen werden. Ohne eine konkrete Zielvorgabe können auch nicht wie angekündigt „die rechtlichen 

Regelungen des Arten- und Tierschutzes mit den berechtigten Ansprüchen der Weidetierhaltung in Einklang gebracht werden“.  

Unter I. 1. werden Parameter genannt, die „Indizien“ für „eine angepasste Höhe des Wolfsbestandes“ sein können, da-

runter die „Schadenssituation in der Nutztierhaltung“ ohne eine Gewichtung. In dieser Form ließen sich bereits wenige 

Nutztierschäden als Rechtfertigung dafür heranziehen, dass der Wolfbestand nicht mehr „dem Naturraum ange-

passt“ sei. Die Folge könnte sein, dass nur wolfsfreie Regionen als „dem Naturraum angepasst“ gelten. 

Es ist erforderlich, als Grundlage für den Managementplan zu definieren, wie viele Wolfs-Rudel für einen guten 

Erhaltungszustand der hessischen Lokalen Wolfspopulation nötig sind. Aus fachlicher Sicht ist nur dann von ei-

ner stabilen lokalen Population im guten Erhaltungszustand zu sprechen, wenn die Mortalität, z. B. durch Stra-

ßenverkehr, Krankheiten oder illegale Abschüsse, jederzeit durch Wiederbesiedlung aus Nachbarregionen kom-

pensiert werden kann. Daher ist eine gleichmäßige Verteilung von Wolfsrudeln über alle hessischen (ländlichen) 

Landkreise Voraussetzung für einen guten Erhaltungszustand der lokalen Population. 

Die Festlegung einer bestimmten Abschussquote in Hessen ist nicht mit dem europäischen Recht vereinbar: Die 

hessische lokale Wolfspopulation ist angesichts von nur drei vorkommenden Rudeln (Monitoringjahr 2025/26, 

Greifenstein, Rüdesheim, Waldkappel) viel zu gering, um von einem „guten Erhaltungszustand“ sprechen zu kön-

nen. Vielmehr befindet sich der Wolf in unserem Bundesland im „ungünstig-schlechten“ Erhaltungszustand. Die 

Rechtfertigung einer Abschussquote in Hessen mit der Einstufung in den „guten Erhaltungszustand“ in der konti-

nentalen Region auf Bundesebene ist nicht haltbar. Dies ergibt sich aus der Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 

11.7.24, C-601/22 und vom 12.06.2025, C-629/23). Der EuGH führt darin aus, dass die Verschleierung des tatsächli-

chen Erhaltungszustands durch grenzüberschreitende Betrachtungen nicht zulässig ist: 

„Aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Art. 16 der Habitatrichtlinie (…) ergibt sich, dass dieser (Erhaltungs-)Zustand in ers-

ter Linie und zwangsläufig auf örtlicher und nationaler Ebene bestehen und bewertet werden muss, so dass ein ungünstiger Er-

haltungszustand im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats oder in einem Teil davon nicht durch eine auf grenzüberschreitender Ebene 

vorgenommene Bewertung verschleiert wird, aus der sich ergäbe, dass sich diese Art in einem günstigen Erhaltungszustand be-

finde“ (Rd-Nr. 57, Hervorhebung durch Autor). …Gleiches gilt notwendigerweise im Rahmen der Durchführung 

von Art. 14 der Habitatrichtlinie (…)“.  

Auch im Urteil vom 29.7.2024 – C-436/22 (ASCEL) formuliert der EuGH zur Bewertung des Erhaltungszustandes i. 

R. v. Art. 14 FFH-Richtlinie unter Rn. 65: „(…) Diese Bewertungen müssen nicht nur auf lokaler Ebene, sondern auch auf 

Ebene der biogeografischen Region oder sogar grenzüberschreitend durchgeführt werden“. 

Ein möglicherweise günstiger Erhaltungszustand in benachbarten Bundesländern darf nicht zur Rechtfertigung 

für reguläre Abschüsse in Hessen herangezogen werden. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist die Einstufung des 

Wolfs in den „günstigen Erhaltungszustand“ in der kontinentalen Region durch die Bundesregierung nicht nach-

vollziehbar, vor allem, da sich politisch motivierte Interessen zur Benennung von Werten für die günstige Refe-

renzpopulation gegen die abweichende wissenschaftliche Einschätzung nachträglich durchgesetzt hat. Der Bund 

hat für den deutschen Anteil an der kontinentalen Region den Referenzwert zum Erhalt eines günstigen Erhal-

tungszustandes mit 187 Paaren angegeben. Im Monitoringjahr 2024/25 wurden für diese Region in Deutschland 

201 Rudel und Paare gemeldet. Die Differenz beträgt demnach nur 14 Paare und Rudel für alle Bundesländer der 

kontinentalen Region. Dies lässt keinen Spielraum für Abschussquoten, da das Risiko zur Unterschreitung des 

Mindestbestandes dann sehr hoch ist. Der EuGH verlangt in seiner Rechtsprechung bei der Kalkulation von poten-

ziellen Abschusskontingenten die Einhaltung des Vorsorgegrundsatzes (Urteil vom 29.07.2024, C-436/22). Eine Ent-

nahme in Hessen darf daher nur anlassbezogen im Einzelfall erfolgen. 
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Aus dem „ungünstig-schlechten“ Erhaltungszustand in Hessen ergibt sich, dass eine Entnahme des Wolfs weiter-

hin nach Art. 16 FFH-RL erfolgen muss. Das heißt, dass nur „unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Aus-

maß die Entnahme … einer begrenzten und von den zuständigen einzelstaatlichen Behörden spezifizierten Anzahl von Exemplaren 

bestimmter Tier(…)arten des Anhangs IV zu erlauben“ ist. Das Gutachten der Kanzlei PNT-Anwälte zur Schutzvorschrif-

ten des Anhang V im günstigen und ungünstigen Erhaltungszustand erläutert dies in der Tiefe, wir legen es bei. 

Eine Quotenjagd würde in Hessen eine Wiederbesiedlung des Landes und damit eine Wiederherstellung eines 

günstigen lokalen Erhaltungszustandes unmöglich machen. Eine Entnahme von „maximal 40 % der für einen Jahr-

gang prognostizierten juvenilen Wölfe“ ist im Übrigen zu hoch, da die Grenze für eine stabile Population bei einer jähr-

lichen Mortalität von ca. 40 % Juvenilen und Subadulten liegt (Kramer-Schadt et al. 2024, Populationsgefährdungs-

analyse für die Art Wolf). Würden bereits 40 % der Jungwölfe entnommen, führt die zusätzliche einzukalkulie-

rende Mortalität durch Straßenverkehr, Krankheit und illegale Abschüsse und die Entnahme weiterer Schadens-

wölfe zwangsläufig zu einer Bestandsreduktion, die einen günstigen Erhaltungszustand gefährdet. Diese Gefahr 

wird dadurch verstärkt, dass die Berechnung der 40% auf Basis „der für einen Jahrgang prognostizierten juvenilen 

Wölfe“ basieren soll, also auf Schätzungen, nicht auf erhobenen Daten. Zum 1. Juni eines Jahres ist noch gar nicht 

absehbar, wie viele Jungwölfe es im laufenden Jahr gibt. Folglich ist eine solche Prognose auch gar nicht möglich. 

„Nach der ständigen Rechtsprechung des EuGH ist Art. 14 FFH-RL hinreichend genau, klar sowie bestimmt umzusetzen und muss 

aufgrund Art. 2 Abs. 2 FFH-RL jede Managementmaßnahme darauf abzielen, einen günstigen Erhaltungszustand der betreffenden 

Tierart zu bewahren oder wiederherzustellen. Die Wahrung eines günstigen Erhaltungszustands ist daher vorrangig vor der Be-

standsregulierung“ (Möckel 2026, Lex Canis Lupus nach der Novelle zum BJagdG und BNatSchG; NuR (2026) 48:312–

320). 

Die Quotenjagd kann sogar das Problem von Nutztierrissen verschärfen, wenn dadurch Rudelstrukturen zerstört 

werden und aus der Not bevorzugt Weidetiere als Beute dienen. Sie kann zudem die Hemmschwelle bezüglich des 

illegalen Abschusses senken, was zur Gefährdung der Art führen kann. Diese anlasslose Bejagung, also der will-

kürliche Abschuss von Wölfen ist sogar kontraproduktiv: Jeder Wolf, der keine Nutztierschäden verursacht und 

ohne Anlass getötet wird, schmälert den Spielraum, tatsächlich schadensstiftende Wölfe zu entnehmen, mit dem 

Risiko, dass man im Ernstfall aufgrund der unionsrechtlichen Vorgaben nicht mehr eingreifen darf. Sie muss für 

Hessen ausgeschlossen und das Kapitel B I im Managementplan gestrichen werden. 

IV 2: Die Worte „Die Ergebnisse des Wolfsmanagements“ sollten ersetzt werden durch „Die Zahl erlegter oder tot 

aufgefundener Wölfe“, denn in dem Kapitel B geht es ausschließlich um die Abschussmöglichkeiten von Wölfen. 

 

III 2 Umgang mit Wolf-Hund-Hybriden 
Es muss sichergestellt werden, dass es einer behördlich angeordneten Genehmigung bzw. Auftrag zur Entnahme 

eines oder mehrere Wolf-Hund-Hybriden bedarf. Aktuell ist der Wortlaut so zu verstehen, dass die Behörden erst 

nach dem Abschuss informiert werden müssen. Da Hybriden nicht immer zweifelsfrei erkannt werden können, 

sollte zwangsläufig vor einem Abschuss das zuständige Wolfsmonitoring und das Wolfszentrum Hessen mit der 

Einschätzung beauftragt werden. Ansonsten besteht das Risiko, dass reinrassige Wölfe geschossen werden, was 

sich wiederum negativ auf den sehr geringen hessischen Wolfsbestand auswirken kann. 

Da in der Überschrift „Prävention“ angekündigt wird, sollte auch der Hinweis ergänzt werden, dass Hunde von ih-

ren Haltern zu beaufsichtigen sind und Möglichkeiten des Ausbruchs oder des Streunens zu verhindern sind. 
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Zu C – Entnahme von Schadwölfen 
Die Zahl der Nutztierrisse ist in Hessen im Vergleich zu einigen anderen Bundesländern relativ gering und nicht 

steigend: Es gab 2023 noch 45, 2024 sechs, 2025 elf bestätigte Übergriffe durch einen Wolf auf Nutztiere. Die meis-

ten Schäden entstehen durch unzureichend geschützte Tiere. Daher gibt es keine Notwendigkeit zur Erweiterung 

der Möglichkeiten zur Tötung von Wölfen, die über die bereits bestehenden Einzelfalllösungen hinausgeht. Statt-

dessen braucht es einen besseren Herdenschutz. 

Wegen der fehlenden Voraussetzungen eines günstigen Erhaltungszustandes befinden wir uns bei der Frage der 

Zulässigkeit der Jagd nicht mehr im Anwendungsbereich von Art. 14 FFH-Richtlinie, sondern in der Ausnahme 

gem. Art. 16 FFH-RL. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn hinreichend nachgewiesen ist, dass sie nicht geeignet 

sind, den günstigen Erhaltungszustand zu verschlechtern oder die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungs-

zustandes zu behindern (vgl. EuGH, evd. Rn. 68 sowie Urt. V. 14.6.2007, C-342/05- „Finnland I“, Rn. 29). 

 
I Bei drohendem Schaden 
Hessen will künftig „unabhängig von einer Schonzeit“ „bei günstigem sowie ungünstigen Erhaltungszustand“ eine Genehmi-

gung zum Erlegen von Wölfen erteilen, z. B. wenn es „zur Abwendung land-…wirtschaftlicher Schäden…erforderlich“ ist. 

In Satz 1 sollte das „hat“ durch „kann“ oder „ist befugt“ ersetzt werden, da eine Prüfung vorausgesetzt ist.  

Es wird sich auf § 22d Abs. 3 Satz 1 BJagdG bezogen. Dieser behandelt Regelungen zur Entnahme von Wölfen im 

ungünstigen Erhaltungszustand. Es sei Hessen angeraten, die Regelung nicht im Original zu übernehmen, da die-

ser Teil des BJagdG offensichtlich gegen Unionsrecht verstößt. Auch die Länder sind an Unionsrecht gebunden, so-

dass sie - trotz anders lautendem Bundesrecht - juristisch belangt werden könnten für eine nicht-konforme Umset-

zung. Befindet sich eine Art auf biogeografischer, nationaler oder (wie in Hessen) lokaler Ebene im ungünstigen 

Erhaltungszustand, gilt Artikel 16 der FFH-Richtlinie. Dieser schreibt eine Prüfung milderer Mittel, wie Herden-

schutz, vor, sowie die Analyse, ob die Entnahme dem Erhaltungszustand schaden kann bzw. das Erreichen dessel-

bigen verhindert. Zudem müssen die Schäden „ernst“ sein. Es sei Hessen demnach empfohlen, die bisherigen Re-

gelungen zur Entnahme schadstiftender Wölfe inkl. Prüfung des Herdenschutzes beizubehalten, um nicht zusätz-

liche Unsicherheit, vor allem bei Jagdausübungsberechtigten und Weidetierhaltenden, durch juristische Unklar-

heiten zu verursachen. 

I 1. Genehmigung 

Hier muss in den Antrag noch die Information eingefügt werden, ob funktionierender Herdenschutz installiert 

war. Zudem sollte bei der Erwähnung der Jagdzeit die Ansprüche des Elterntierschutzes erwähnt werden. 

I 2. Drohende Schäden 

Laut 2.a müssen dafür nicht einmal konkrete Schäden vorliegen, sondern es reicht eine „Gefahrenprognose, d.h. die 

Frage ob künftig ein Schaden eintreten kann“. „Ein fester Grenzwert für das Vorliegen eines ausreichenden Schadens besteht 

nicht“. Der wirtschaftliche Schaden muss „jedenfalls nicht ‚ernst‘ im rechtlichen Sinne“ sein, Für diesen drohenden Scha-

den könne der Parameter „zumutbare Möglichkeiten des Herdenschutzes“ eine Rolle spielen.  

Eine solche Begründung ist nicht mit der Verpflichtung vereinbar, einen günstigen Erhaltungszustand des 

Wolfs zu erhalten oder wiederherzustellen (Art. 2 Abs. 2 FFH-RL, §22d Abs. 2 BJagdG), denn eine Anwesenheit 

von Wölfen kann in einer Kulturlandschaft potentiell immer zu nicht ernsten, unbestimmten landwirtschaftli-

chen Schäden führen. Eine solche Regelung kann als Rechtfertigung für eine vollständige Auslöschung von lo-

kalen Wolfspopulationen herangezogen werden, wenn Herdenschutzmaßnahmen als unzumutbar erklärt wer-

den. Schon der Folgesatz „Ein unzureichender Herdenschutz kann im Rahmen der Abwägung der jeweiligen Einzelfallprü-

fung bei der Beurteilung eines drohenden Schadens berücksichtigt werden, ohne dass dies für sich genommen einer Genehmi-

gung der Entnahme entgegenstehen muss“ zeigt, dass letztlich auch ein Schaden an ungeschützten Tieren zum Ab-

schuss von Wölfen führen kann. Dies ist, wie oben beschrieben, vor allem in Fällen eines ungünstigen (lokalen) 
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Erhaltungszustands, nicht mit Artikel 16 der FFH-Richtlinie vereinbar, welcher die Prüfung milderer Mittel 

wie Herdenschutz vorschreibt. Zudem führt es Sinn und Zweck von Herdenschutz, nämlich die Priorität der 

Verhinderung von Rissen, ad absurdum, wenn Herdenschutz gar nicht mehr notwendig sei. Der Fokus sollte 

immer auf Prävention liegen, auch, um unnötiges Tierleid an Weidetieren zu verhindern. 

Als Rechtfertigung für den Wolfsabschuss soll zudem die potenzielle Bedrohung von kleinen Hobby-Tierhaltungen 

herangezogen werden können, bei denen gar nicht von „wirtschaftlichen Schäden“ gesprochen werden kann. Und 

dass, obwohl es für den Herdenschutz von kleinen Hobby-Tierhaltungen unter 10 Tieren gar keine finanzielle För-

derung des Landes gibt. Obwohl hier also keine Präventionsmaßnahmen stattfinden, soll ihre dann fortbeste-

hende Gefährdung als Rechtfertigung zum Abschuss von Wölfen dienen. 

Dass der Managementplan vorsieht, dass auch Interessenvertretungen landwirtschaftlicher Betriebe Anträge im 

Namen der von ihnen vertretenen Betriebe stellen dürfen, wird der Notwendigkeit für eine eigene wirtschaftliche 

Betroffenheit des Antragsstellers nicht gerecht. 

Als weiteren Grund für die Entnahme von Schadwölfen nennt der Managementplan die „Öffentliche Sicherheit“, 

die „auch den Schutz zentraler Gemeinwohlbelange“ umfasse. Diese Regelung führt dazu, dass auch ohne indivi-

duelle Gefährdungslagen schon eine allgemeine Sorge in Teilen der Bevölkerung als „Gemeinwohlbelang“ zur 

Rechtfertigung von Abschüssen herangezogen werden kann. 

Dass die Regelungen des § 22d Abs. 3 Satz 1 BJagdG i.V.m. § 22d Abs. 4 Nr. 1 BJagdG zum Abschuss eines Wolfs bei 

einem drohenden Schaden auch dann gelten sollen, „wenn die im jeweiligen jährlichen Abschussplan festgelegte Abschuss-

zahl bereits erreicht ist.“ kann dazu führen, dass mehr Wölfe als die rechnerisch 40% der juvenilen Wölfe entnom-

men werden, was eine Aufrechterhaltung eines günstigen Erhaltungszustandes zuwiderläuft (auch bei II Nr. 3) 

und damit nicht unionsrechtskonform ist. 

Was es mit den in C I, C I 1, 2 a (mehrfach) und D I genannten „forst-, fischerei- oder wasserwirtschaftlichen“ Schäden 

auf sich haben soll, erschließt sich uns nicht, weil uns keine derartigen Schäden durch Wölfe bekannt sind. Diese 

Worte sollten gestrichen werden. 

 
II Bei durch einen Wolf verursachten Schaden 
Dem Wolfsberater kommt die alleinige individuelle Verantwortung für die Entscheidung über die Tötung der ge-

schützten Tierart zu. Es muss sichergestellt sein, dass nur Wolfsberater eingesetzt werden, die offiziell vom Wolfs-

zentrum bestellt und fortgebildet wurden. Die bisherige Formulierung „ein von der zuständigen Behörde oder dem Land 

bestellter Wolfsberater“ sollte korrigiert werden, da unter II.1 ausgesagt wird, dass das Wolfszentrum den Wolf als 

Schadensverursacher feststellen muss, anhand der Schadensdokumentation eines „vom Wolfszentrum Hessen einge-

setzten Wolfsberaters“. 

Zweite Voraussetzung ist, dass zumutbare Herdenschutzmaßnahmen ergriffen wurden. §22d (3) BJagdG verlangt 

setzt für einen Abschuss voraus, dass vorher zumutbare Herdenschutzmaßnahmen ergriffen wurden, „die geeignet 

sind, Tiere vor Angriffen durch den Wolf zu schützen“. Die nun in C II 2 und im Anhang I genannten Definitionen „zu-

mutbarer Herdenschutzmaßnahmen“ entsprechen weder dem aktuellen Kenntnisstand zur Effektivität von Her-

denschutz, der gängigen Praxis und nicht den vom Land im aktuellen Wolfsmanagementplan definierten (und fi-

nanziell geförderten!) Empfehlungen zum erweiterten Herdenschutz: 

„Als erweiterter Herdenschutz gilt unter anderem:  

• Erwerb, Installation und Unterhaltung wolfsabweisender Schutzzäune sowie die Nachrüstung vorhande-

ner Zäune, die Errichtung von Untergrabschutz sowie die Beschaffung von Ausrüstungsgegenständen. … 

• Für die fest eingezäunten Weiden bedeutet das die Nachrüstung des Festzauns auf eine Höhe von mindes-

tens 120 cm mit wenigstens 5 – 6 stromführenden Litzen, wobei die unterste Litze maximal 20 cm Ab-

stand zum Boden haben darf. Ein Festzaun mit Maschendraht ist ebenfalls auf 120 cm mit 
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stromführenden Litzen und ggf. Eingraben des Maschendrahts auf 40 cm Tiefe aufzurüsten. Mobile Zaun-

systeme sollten mindestens 120 cm hoch, stromführend über alle Litzen und mit mindestens 14 Pfählen 

je 50 m (Verankerung im Boden zwischen den Pfählen) und stabilisierten Eckpfosten ausgestaltet werden.  

• Einrichtung von Nachtpferchen mit erweitertem Herdenschutz. Für Hüteschäfereien bietet sich ein 

Nachteinstand an. Er hat eine mindestens 120 cm hohe Einzäunung mit Untergrabschutz…. 

• Anschaffung von Herdenschutzhunden, einschließlich Qualifikation von Personen, die mit den Herden-

schutzhunden arbeiten sowie die Ausbildung der Hunde.“ 

Auch die „Empfehlungen zum Schutz von Weidetieren und Gehegewild vor dem Wolf. Konkrete Anforderungen 

an die empfohlenen Präventionsmaßnahmen“ des Bundesamtes für Naturschutz sehen z. B. für Schafe Zäune von 

mindestens 120 cm Höhe vor. Bisher gilt laut dem aktuellen hessischen Wolfsmanagementplan: „Ein erweiterter 

Herdenschutz ist jedoch eine zwingende rechtliche Voraussetzung für noch weitergehende staatliche Maßnahmen in solchen Fäl-

len.“ (HMUKLV 2021). Der neue Entwurf verlangt nur noch den Grundschutz (bei mobilem Zaun mind. 90 cm Höhe 

oder 4 Litzen und eine Stromspannung von nur 2500 Volt). Die bisherige, fachlich begründete Differenzierung 

zwischen Grundschutz und weitergehenden Schutzmaßnahmen, wie dem oben beschriebenen erweiterten Her-

denschutz, sind etabliert und ein wesentlicher Bestandteil eines evidenzbasierten Wolfmanagements. Der Grund-

schutz ist zurecht definiert als Kompromiss zwischen Hütesicherheit und wolfsabweisender Wirkung, welcher je-

doch noch nie als optimal bezeichnet wurde. Die Reduzierung der Zumutbarkeit auf lediglich den Grundschutz 

schafft den Eindruck, Konflikte könnten mit dem absoluten Minimum an Aufwand – der kaum über die Ansprü-

che der Hütesicherheit hinaus geht – gelöst werden, bzw. lenkt sie den Fokus des Handelns direkt auf Abschüsse. 

Das spiegelt nicht die gelebte Erfahrung mit erweitertem Herdenschutz der letzten 25 Jahre in den unterschied-

lichsten Landschaften Deutschlands wider. Abgesehen von möglichen Wolfsabschüssen generiert die Deckelung 

des Herdenschutzes auf Niveau des Grundschutzes mutwillig vermeidbares Tierleid, was wiederum in Konflikt mit 

dem Tierschutzgesetz kommen könnte, nicht zu vergessen schwere Belastungen auf Seiten der Tierhaltenden be-

deutet. Dem folgt, dass auf Grundlage des Grundschutzes eine Tötung des geschützten Wolfs nicht gerechtfertigt 

werden kann. 

Außerdem wird die Notwendigkeit der in Anhang I formulierten Mindeststandards im Managementplan bereits 

wieder in Frage gestellt: „soweit nicht gewichtige betriebliche oder sonstige Gründe (z. B. aufgrund der Geländebedingungen 

oder aufgrund der naturräumlichen Gegebenheiten) entgegenstehen“.  Der Begriff „naturräumliche Gegebenheiten“ ist zu 

unbestimmt und kann in dieser Allgemeinheit vielerorts Anwendung finden. Damit findet Prävention zum Schutz 

von Weidetieren nicht in ausreichendem Maße statt. Wenn es Bereiche geben soll, in denen ein zumutbarer Her-

denschutz nicht möglich sein soll, so müssen diese und ihre Ausmaße genau definiert werden (z. B. Hangneigung). 

Im Anhang über den zumutbaren Herdenschutz wird ausgeführt, dass „über die Frage, ob in konkreten Fällen ein 

zumutbarer Schutz vorlag, () in Zweifelsfällen die Fachkommission Weidetierschutz des HMLU (entscheidet) und () 

dies der oberen Jagdbehörde mit(teilt). Jedoch fehlt im Managementplan eine Definition, wer in dieser Fachkom-

mission Weidetier mitwirkt. Nicht nachvollziehbar ist, warum im Plan mehrfach die Regelung zum 20 km Radius 

des BJagdG genannt werden, jedoch nicht die hessische abweichende Regelung, dass die obere Jagdbehörde „abwei-

chend von § 22d Abs. 3 Satz 3 und 5 nach pflichtgemäßem Ermessen den Radius verkleinern oder erweitern oder die zulässige 

Dauer der Jagd verlängern, verkürzen, unterbrechen oder wiederaufnehmen lassen“ kann (HeNatG §23a Abs. 5). Statt dessen 

wird dies nur angedeutet: „Die Obere Jagdbehörde hat dem Jagdausübungsberechtigten Änderungen des Radius oder sons-

tige Abweichungen von § 22d Abs. 3 Satz 3 BJagdG gleichzeitig mit der Mitteilung über die Abschussmöglichkeit zu übermit-

teln.“ Es sollte hier klar und verständlich die Regelung im HJagdG dargestellt werden. 

Ganz praktisch gesehen ist die Regelung der Bejagung innerhalb von 20 km um den Schadensort nach § 22d Abs. 3 

Satz 3 BJagdG nicht zielführend. Ein Radius von 20 km könnte (bei flächiger Besiedlung) vier bis sechs Wolfsterri-

torien berühren. Die Wahrscheinlichkeit, tatsächlich den Rissverursacher zu schießen, wird dadurch enorm ge-

senkt, was wiederum zum Nachteil für die Sicherheit der Weidetiere werden könnte. Die Erfahrung zeigt, dass ein 

Radius von einem bis maximal drei Kilometern ein effizientes Mittel ist, um den Rissverursacher anzutreffen. Die 

20 Kilometer werden keine Aussicht auf Erfolg haben und sind damit abzulehnen. Deshalb sollte Hessen hier 

nicht dem BJagdG folgen. 
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Zu D - Behördenanordnungen 
Die mit § 22d Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BJagdG geschaffene Möglichkeit für die Obere Jagdbehörde, zur Abwendung wirt-

schaftlicher Schäden „auch ohne Zuordnung eines Schadens zu einem bestimmten Tier und unabhängig von einer Schonzeit“ 

anzuordnen, dass ein „Einzeltier, mehrere Individuen eines Rudels oder ein gesamtes Wolfsrudel zu erlegen“ ist, ist mit 

dem Schutzstatus nach europäischem Recht nicht vereinbar. Dies ist eine umfassende Ermächtigung zum Ab-

schuss der Wölfe, da das alternative „mildere Mittel“ wie ein funktionierender Herdenschutz nicht ausreichend de-

finiert und als Mindeststandard vorausgesetzt werden 

Die Definition von „auffälligen Wölfen“, die entnommen werden können, ist zu weitgreifend. Die Begründung, 

ein Wolf zeige „zu wenig Scheu“ und halte sich regelmäßig in der Nähe von Siedlungen auf rechtfertigt noch keine 

Tötung der Tiere. Jungwölfe zeigen oft von Natur aus weniger Scheu, sind neugierig und durchqueren auf ihren 

Wanderungen in einer dichtbesiedelten Landschaft auch notgedrungen Siedlungen. Das ist jedoch nicht gleichzu-

setzen mit aggressivem und gefährlichem Verhalten. Auch der Bewertungs-Parameter für die Auffälligkeit „stellt 

(das Tier) eine konkrete Gefahr für () Nutztiere () dar“ stellt eine Rechtfertigung zur umfassenden Tötung von Wölfen 

dar. Denn der Wolf als Raubtier stellt immer eine konkrete Gefahr für Nutztiere dar, der man mit Herdenschutz 

begegnen kann und muss. 

Die Entnahmemöglichkeit ganzer Rudel bereits, wenn „erhebliche () Gefahren bestehen“ z. B. weil es „strukturelle Prob-

leme im Herdenschutzgebiet“ gibt, ist rechtlich zu unbestimmt und damit zu weitgreifend. Erhebliche Gefahren können 

natürlich von Wölfen ausgehen, wenn Herdenschutzmaßnahmen, wie im Managementplan vorgesehen, ungenü-

genden sind. Und das Vorliegen „struktureller Probleme im Herdenschutzgebiet“ kann auch sehr unterschiedlich inter-

pretiert werden, wenn sie nicht im Management klar definiert werden. 

Das Kriterium der unzureichenden Individualisierbarkeit sollte gestrichen werden, da Wölfe in der Regel schwie-

rig voneinander zu unterscheiden sind. 

 

II Weidegebiete 
Das BJagdG hat die Möglichkeit der Definition von Weidegebieten geschaffen, und in seiner Begründung als Bei-

spiele Seedeiche und Hochgebirgslagen genannt. Hessen verfügt nicht über Naturräume, die großräumig unzu-

mutbar zu schützen sind, daher ist die Abgrenzung von Weidegebieten in Hessen nicht notwendig. Solche „wolfs-

freien Zonen“ können auch niemals wirklich wolfsfrei gehalten werden, denn durchwandernde Wölfe legen große 

Strecken zurück und werden auch diese Gebiete durchstreifen. Ein Schutz von Weidetieren kann daher nur über 

Herdenschutz erreicht werden. Schwierigen Bedingungen beim Herdenschutz muss mit besserer standortange-

passter Unterstützung begegnet werden. Weidegebiete als „wolfsfreie Zonen“ würden auch zu großem Unver-

ständnis bei angrenzenden Weidetierhaltern führen, die dann in „Wolfs-Erlaubnis-Zonen“ leben. 

Zu den Voraussetzungen zählt, dass „aufgrund der Geländebedingungen nicht schützbar“ oder „sie aufgrund der natur-

räumlichen Gegebenheiten nicht zumutbar wolfsabweisend zäunbar sind“. Diese Form der Prävention reicht aber nicht aus, 

weil zum Beispiel auch ein Schutz über Herdenschutzhunde möglich ist. „Nicht schützbar“ ist ein unbestimmter Be-

griff – vielmehr müssten konkrete Empfehlungen für standortangepassten Herdenschutz erstellt werden 

In Weidegebieten will Hessen „auch bei einem ungünstigen Erhaltungszustand“ Wölfe bejagen, was unvereinbar mit 

der FFH-Richtlinie ist und somit rechtliche Unsicherheiten erzeugt. Statt der Abgrenzung von Weidegebieten wäre 

jeweils eine Einzelfallentscheidung nach einer Alternativenprüfung notwendig. 
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Zu E - Monitoring 
Unter C II 3, B IV und an weiteren Stellen unterscheidet der Managementplan zwischen „Wolfszentrum“ und „weite-

ren mit dem Wildtiermonitoring beauftragten Stellen“, ohne dass klar ist, wer damit gemeint ist. Unter „F“ ist zudem 

von „Monitoringpartnern“ die Rede, gemeint ist offenbar die Obere Jagdbehörde. Das Monitoring ist durch die Ver-

pflichtung über die FFH-Richtlinie eine staatliche Aufgabe und kann nicht an andere Akteure übertragen werden. 

Sie muss wie bisher an einer zentralen Stelle im Wolfszentrum koordiniert werden. Das Wolfszentrum beruft 

Wolfsbeauftragte, setzt dafür einen Lehrgang voraus und sammelt alle Daten. Die „weiteren mit dem Wildtiermonito-

ring beauftragten Stellen“ und „Monitoringpartner“ sollten daher gestrichen werden. 

Problematisch ist beim passiven Ansatz des Monitorings, dass auf „Meldungen aus der Bevölkerung sowie von Jagdaus-

übungsberechtigten, insbesondere Nachweise über Wildtierkameras“ zurückgegriffen werden soll. Das Wort „insbesondere“ 

impliziert, dass auch Meldungen ohne Fotonachweis einfließen sollen. Auch künftig dürfen im Monitoring aber 

nur C1- und C2-Nachweise als tatsächliche Wolfsnachweise gewertet werden, damit die hessische Wolfspopulation 

nicht überschätzt wird.  

Die Regelung in C II, dass im Falle von Nutztierrissen Genproben nur in „besonders begründeten Fällen“ genom-

men werden, also die Ausnahme darstellen sollen, macht ein seriöses Monitoring schwerer. Die Genproben sind 

für die Abschätzung der Populationsgröße als Grundlage für die Entscheidung, ob Bestandsregulierung möglich 

ist, wichtig.  

Die Meldung toter Wölfe ist wichtiger Bestandteil des Monitorings, um die Populationsgröße der Wölfe in Hessen 

auch kurzfristig sicher benennen zu können. Bisher ist in der Checkliste für den Jagdausübungsberechtigten nur 

eine Vorgabe zu einer „sofortige(n) Meldung“ nach Abschuss angegeben. Im Kapitel B IV Information und Melde-

pflichten und in der Checkliste muss daher eine Zeitvorgabe für die Anzeigepflicht innerhalb von 24 Stunden ein-

gefügt werden (bisher gilt diese Vorgabe nur für die Probennahme). 

Das Vetorecht des betreffenden Jagdausübungsberechtigten gegenüber aller genannten Maßnahmen des aktiven 

Monitorings sehen wir nicht als gerechtfertigt. Das Monitoring ist im allgemeinen öffentlichen Interesse, und 

sollte somit nicht von Privatpersonen eingeschränkt oder verhindert werden können. Sollte das Vetorecht weiter-

hin Teil des Managementplans sein, so sollte in der Konsequenz in dem betreffenden Jagdrevier und ggf. auch in 

den angrenzenden grundsätzlich keine Jagd gestattet werden, da die Datenlage über den Wolfsbestand hier man-

gelhaft ist. 

Zu G - Literatur 
Es ist nicht ersichtlich, warum ein Literaturverzeichnis angehängt wird, wenn im Text selbst nicht auf Quellen 

verwiesen wird. Dies ist nachzuholen, um möglichst hohe Transparenz und Wissenschaftlichkeit zu ermöglichen. 

Zum Anhang 
 

1 Definition des zumutbaren Herdenschutzes 
Die Tabelle scheint aus der am 21.5.2026 veröffentlichten Broschüre des BLE zum „zumutbaren Herdenschutz“ zu 

stammen. Diese Broschüre wurde noch am gleichen Tag wieder aus dem Netz genommen, nachdem von den Län-

dern und auch von Herdenschutzexperten massive Kritik geäußert wurde. Die Broschüre stellte nicht den aktuel-

len Wissens- und Erfahrungsstand aus Deutschland dar, sondern orientierte sich fortlaufend am absoluten Mini-

mum des Herdenschutzes. Zumutbar ist nicht per se gleichzusetzen mit minimalem Aufwand. Es ist demnach für 

den Hessischen Managementplan nicht zu empfehlen, aus dieser inhaltlich schwachen bis fehlerhaften Broschüre 

essentielle Inhalte zu übernehmen. 
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Grundsätzliches zur Zaunspannung: Die 2.500 Volt stellen das absolute Minimum dar, welches allgemein als reine 

Hütesicherheit akzeptiert wird. Nur bei Pferden liegt die empfohlene Mindest-Spannung mit 2.000 – 3.000 Volt da-

runter. Bei Rindern liegt sie bei 3.000 – 4.000 Volt, bei Schafen und Ziegen sowie Gatterwild bei 4.000 – 5.000 Volt 

– dies wie gesagt nur als Hütesicherheit. Laut DIN VDE 0131 verfügen wolfsabweisende Zäune über eine Mindest-

spannung von 4.000 Volt. Daran sollte sich orientiert werden. 

Der zumutbare Herdenschutz, welcher in den meisten Bundesländern auch gefördert wird, sollte bei Schafen und 

Ziegen bei 120 cm liegen, mindestens aber bei 105 cm. Zäune mit 90 cm Höhe haben das Problem, dass sie in der 

Mitte immer etwas niedriger sind, weil so viel Spannung nicht erzeugt bzw. dauerhaft im Gelände gehalten wer-

den kann. Somit sind als Grundschutz eher die 105 cm Zäune zu empfehlen, um durchweg auf mindestens 90 cm 

Zaunhöhe zu kommen. 

Die Angaben für die Tierart Rinder entsprechen lediglich dem Anspruch der Hütesicherheit (und hier auch nur 

der fern von Risikobereichen) und haben keinerlei wolfsabweisende Wirkung, da Wölfe sowohl unter 85 cm als 

auch 60 cm einfach hindurchgehen können, ohne mit dem Stromzaun in Berührung zu kommen. Diese Zäunung 

sollte somit nicht als Herdenschutz bezeichnet werden, weil dies auch eine Irreführung der rinderhaltenden Be-

triebe verursachen könnte, die sich mit dieser Zäunung in falscher Sicherheit wiegen. Zumindest auf wolfsabwei-

sende Zäunung von Abkalbeweiden hätte verwiesen werden müssen, da dies die vulnerabelsten Wochen für Rin-

der bzw. Kälber sind (vgl. Broschüre „Sichere Weidezäune“ der BLE von 2023). 

Für die Angaben der Tierart Equiden gilt selbiges. 

Besonders gravierend sind die Angaben zum Herdenschutz für Gatterwild. Selbst die Hütesicherheit, welche bei 

180 cm für Dam-, Sika- und Muffelwild bzw. bei 200 cm für Rotwild liegt, wird hier unterschritten. Bezüglich der 

wolfsabweisenden Wirkung wird gänzlich auf Elektrifizierung verzichtet. Ein einfacher Festzaun aus Maschen-

draht, welcher weder über einen Untergrabeschutz in Form einer eingegrabenen Drahtschürze verfügt noch über 

einen Überkletterschutz durch eine oben installierte, nach außen gewölbte Drahtschürze, ist für Wölfe leicht zu 

überwinden, was etliche Fälle zeigen. Diesen simplen Drahtzaun als Herdenschutz zu kategorisieren, kann leider 

nur als fahrlässig bezeichnet werden, denn er enthält überhaupt keine wolfsabweisende Wirkung. Vielmehr sollte 

auf die oft gewählte Option der Elektrifizierung hingewiesen werden: oben und unten je ein bis zwei stromfüh-

rende Leiter außen montiert an den Zaun dienen als Untergrabe- und Überkletterschutz. 

Die Angaben in der aktuellen Tabelle 1 führen die bisherigen, wichtigen Erfahrungen zur Wirkung und Möglich-

keit von Herdenschutz ad absurdum, und werfen die Weidetierhaltung um Jahrzehnte zurück, was die Sicherheit 

ihrer Tiere angeht. 

 

Zusammenfassende Bewertung des Managementplans 
Der Managementplan weist erhebliche juristische Schwächen auf, die bei Ausübung der Jagd dieser Grundlage zu 

rechtlichen Unsicherheiten und ggf. Konsequenzen für Artenschutz, Jagdausübungsberechtigte und im Endeffekt 

auch für die Sicherheit der Weidetiere haben. Dies sollte durch einen möglichst transparenten, verständlichen 

und in sich kohärenten Plan vermieden werden, der auf evidenzbasierten wildtierökologischen und rechtlichen 

Erkenntnissen der letzten 25 Jahre basiert. 

Gerade in Hessen, einem Bundesland mit einem äußerst geringen Wolfsbestand, kann der Erhaltungszustand 

nicht ohne Weiteres als günstig eingestuft werden, nur weil Hessen zur kontinentalen biogeografischen Region 

gehört. Dies ist die Auslegung des EuGH, welche der Hessischen Landesregierung sicherlich bekannt ist. Somit, 

aber auch aus ganz praktischen Gesichtspunkten, ist eine reguläre Bejagung einer gewissen Anzahl an Wölfen in 

Hessen zu unterlassen, da der Bestand hierfür zu klein ist und auch aus den Nachbarländern aufgrund von eben-

falls nur schwacher Besiedlung keine ausreichende Zuwanderung zu erwarten ist, die jagdliche Verluste abfängt. 
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Der Managementplan muss zudem erläutern, wie die Abstimmung mit den Nachbarländern bzgl. der gemeinsa-

men Verantwortung zur Erreichung oder Bewahrung eines günstigen Erhaltungszustands gewährleistet werden 

soll. 

Anlassbezogene Entnahmen bzw. Abschüsse müssen rechtlich klar geregelt sein, sodass auf allen Seiten Rechtssi-

cherheit besteht. Hier genügt es jedoch, die bisherigen Regelungen in das Jagdrecht zu übertragen, inklusive der 

Prüfung milderer Mittel wie Herdenschutz. Selbst wenn rechtlich durch die Absenkung des Schutzstatus in An-

hang V FFH-RL ein erweiterter (wenn auch immer noch enger) Handlungsraum zum Bestandsmanagement be-

steht, beinhaltet dies keine Pflicht, möglichst viele Wölfe zu erlegen. Dies wird, vor allem in Verbindung mit 

schlechtem oder keinem Herdenschutz, die Sicherheit der Weidetiere nicht verbessern und somit Unzufriedenheit 

und Enttäuschung bei den betroffenen Gruppen hervorrufen. 

Herdenschutz als das zentrale und bewährte Mittel zur Erreichung einer langfristigen Koexistenz von Wolf, 

Mensch und Weidetier erfährt in diesem Managementplan nur eine untergeordnete Rolle. Die Zumutbarkeit wird 

auf das absolute Minimum reduziert, was vermeidbares Tierleid billigend in Kauf nimmt und somit auch nicht im 

Interesse der Weidetierhaltung sein kann. Herdenschutz muss standortangepasst geplant und installiert werden. 

Ein Zurückfallen auf den Kompromiss zwischen Hütesicherheit und wolfsabweisender Funktion ignoriert die er-

folgreiche Entwicklung effizienter Herdenschutzsysteme der letzten Jahrzehnte, vor allem aber auch die Arbeit 

derjenigen Weidetierhaltenden, die diese Entwicklung maßgeblich vorangetrieben haben. 

 

Wetzlar, den 19. Juni 2026 

 

  


